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▶▶ Werkvertragsrecht
Unvollständige Leistungen hindern Abnahme nicht

|  Der Auftraggeber kann Ihnen die Abnahme Ihrer Leistungen nicht verwei-
gern, wenn untergeordnete Leistungen noch fehlen. Solch untergeordnete 
Leistungen sind z. B. Protokolle, die Ihre Verhandlungen über die Genehmi-
gungsfähigkeit des Projekts belegen. Das hat das OLG Düsseldorf rechts-
kräftig entschieden.  |

Hintergrund  |  Die Abnahme von Architekten- und Ingenieurleistungen ist 
spätestens mit der HOAI 2013 ins Rampenlicht gerückt. Ohne Abnahme keine 
Honorarschlusszahlung, lautet seitdem der Grundsatz in § 15 HOAI. Das Ur-
teil ist insofern wichtig, weil sich viele Bauherren auf unvollständige Einzel-
leistungen berufen, um die Abnahme zu verschieben (OLG Düsseldorf, Urteil 
vom 28.07.2016, Az. 5 U 61/14, Abruf-Nr. 195347, rechtskräftig durch Zurück-
nahme der NZB, BGH, Beschluss vom 04.01.2017, Az. VII ZR 212/16).

↘↘ WEITERFÜHRENDE HINWEISE

•	Beitrag „Abnahme von Planungsleistungen: Zwei wichtige Urteile lassen aufhorchen“, 
PBP 2/2015, Seite 12 → Abruf-Nr. 43162431

•	„Abnahmeformular für Planungsleistungen“ auf pbp.iww.de → Abruf-Nr 42244648
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▶▶ Gewerbesteuer
BFH-Urteil: Sind Generalplaner immer gewerblich tätig?

|  Ein Unternehmen, das Kunden im Rahmen einheitlicher Aufträge regel-
mäßig Leistungen zur Verfügung stellt, die es nicht selbst beherrscht, ist 
gewerblich tätig. Das hat der Bundesfinanzhof (BFH) für ein Übersetzungs-
büro entschieden. Wenn man das Urteil genau liest, könnte die Finanzver-
waltung auf die Idee kommen, es auch auf Generalplaner anzuwenden.  |

Hintergrund  |  Im konkreten Fall hatte eine GbR technische Handbücher, 
Bedienungsanleitungen und ähnliche Dokumentationen für ihre Kunden 
übersetzt. Die Übersetzungen erfolgten auch in Sprachen, die die Gesell-
schafter nicht beherrschten. Dafür engagierten sie Fremdübersetzer. Wäh-
rend die GbR ihre Tätigkeit als freiberuflich ansah, war das Finanzamt der 
Meinung, sie sei gewerblich tätig und erließ entsprechende Gewerbesteuer-
messbescheide. Der BFH bestätigte dem Finanzamt, richtig gehandelt zu ha-
ben (BFH, Urteil vom 21.02.2017, Az. VIII R 45/13, Abruf-Nr. 194361).

Wichtig  |  Der BFH stellt an eine freiberufliche Tätigkeit der GbR hohe An-
sprüche. Diese wäre im konkreten Fall nur dann vorgelegen, wenn die Ge-
sellschafter aufgrund eigener Sprachkenntnisse in der Lage gewesen wären, 
die Übersetzungsleistung selbst zu erbringen oder fachlich vorgebildete Mit-
arbeiter anzuleiten. Diese Begründung kann man auf Generalplaner übertra-
gen. Auch Generalplaner sind oft nicht in der Lage, alle Leistungen im eige-
nen Büro zu erbringen. Werden deshalb aber Leistungen größeren Umfangs 
an Subplaner vergeben (z. B. die TGA- und die Tragwerksplanung), könnte ein 
Finanzamt auf „Gewerblichkeit“ pochen. Besprechen Sie dieses BFH-Urteil 
deshalb mit Ihrem Steuerberater. 
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